
Zivilrecht
§ 9 Abs. 1 EheVO; § 1612 BGB.
Ein unterhaltsberechtigtes Kind kann von dem Unter­
haltsverpflichteten, auch wenn dieser Mitglied einer 
LPG ist und monatlich zunächst nur einen Anteil vom 
Gesamteinkommen ausgezahlt erhält, stets den Unter­
halt in voller Höhe verlangen.
BG Gera, Urt. vom 21. September 1960 - BF 52 60.
Die Parteien sind Mitglieder der LPG in St: Der Kläger 
ist dort Vorsitzender. Am 1. April 1950 haben die Par­
teien miteinander die Ehe geschlossen, aus der drei Kin­
der im Alter von neun, sechs und vier Jahren hervor­
gegangen sind.
Mit Urteil vom 24. Mai 1960 wurde diese Ehe durch das 
Kreisgericht geschieden. Das Sorgerecht für die drei 
ehelichen Kinder hat es der Ehefrau übertragen und 
den Kläger verurteilt, für jedes der drei Kinder einen 
monatlichen Unterhaltsbeitrag von 40 DM sowie für die 
geschiedene Ehefrau auf die Dauer von sechs Monaten 
einen monatlichen Unterhaltsbeitrag von 100 DM zu 
zahlen.
Gegen dieses Urteil hat die Verklagte in beschränktem 
Umfang Berufung eingelegt. Sie hat beantragt, den 
Kläger zu verurteilen, von der rechtskräftigen Schei­
dung ab für die gemeinsamen Kinder einen monat­
lichen Unterhaltsbeitrag von 60 DM für A. und einen 
solchen von 50 DM für das Kind J. zu zahlen.
Der Kläger hat dagegen beantragt, die Berufung der
Verklagten kostenpflichtig zurüekzuweisen. Er sei bereit, 
den geforderten Unterhalt in Höhe von insgesamt 150 DM 
für alle drei Kinder in der Form zu zahlen, daß die 
Kinder monatlich je 30 DM, den Restbetrag aber am. 
Ende des Jahres bzw. bis zum 15. Januar des folgenden 
Jahres erhalten, weil er als Mitglied der LPG monatlich 
nur eine bestimmte Auszahlung erhalte, während die 
Endabrechnung Ende des Jahres erfolge.
Die Verklagte hat im Interesse ihrer Kinder einer 
derartigen Unterhaltsregelung widersprochen und aus­
geführt, daß der Kläger durchaus in der Lage sei, von 
seinem monatlichen Arbeitseinkommen den geforderten 
Unterhaltsbeitrag zu zahlen.

Aus den G r ü n d e n :
Die Berufung ist zulässig und auch im wesentlichen 
begründet, ln erster Linie hat der Senat die Frage zu 
prüfen, ob die von dem Kreisgericbt äusgesprechene 
Unterhaltsverpflichtung des Klägers gegenüber seinen 
drei ehelichen Kindern tatsächlich seinen wirtschaft­
lichen Verhältnissen entspricht, wie dies vom Kreis­
gericht in den Urteilsgründen zum Ausdruck gebracht 
wurde. Die Nachprüfung des Urteils des Kreisgerichts 
ist aber dadurch erschwert, daß in den Gründen nichts 
darüber gesagt wird, von welchen Einkünften bei der 
Festlegung des monatlichen Unterhaltsbeitrags von 
40 DM je Kind eigentlich ausgegangen worden ist.
Vermutlich hat sieh das Kreisgericht von der bei den 
Akten befindlichen Bescheinigung, der LPG in St. leiten 
lassen, aus der sich ein monatliches Durchschnittsein­
kommen von- etwa 425 DM brutto für den Kläger ergibt. 
Wenn es jedoch dieses Arbeitseinkommen seiner Ent­
scheidung zugrunde legte, entspricht der festgesetzte 
Unterhaltsbeitrag für jedes der drei Kinder nicht den 
wirtschaftlichen Verhältnissen des Klägers, wenngleich 
dieser zur vorübergehenden Zahlung eines Unterhalts­
beitrags für die geschiedene Ehefrau verpflichtet wurde.
Das Kreisgericht hätte, um seiner Verpflichtung zur 
Erforschung der objektiven Wahrheit voll nachzukom­
men, noch anderweitige Einnahmequellen und natürlich 
auch- evtl. Unterhaltsverpflichtungen des Klägers unter­
suchen müssen! Soweit es sich um Mitglieder landwirt­
schaftlicher Produktionsgenossenschaften handelt, ge­
hört in jedem Fall in den Bereich der anzustellenden 
Untersuchungen die Feststellung über die Einkünfte 
aus der individuellen Hauswirtschaft. Hierzu hat der 
Kläger, der selbst Vorsitzender der LPG ist, angegeben, 
daß seine Einkünfte aus der individuellen Hauswirt­

schaft relativ gering seien und jährlich etwa 600- DM 
betragen. Wird hiervon ausgegangen, so ergibt sich für 
den Kläger bereits ein durchschnittliches Monatsein­
kommen von mindesten 475 DM. Dem Senat ist indes­
sen bekannt, daß Schwierigkeiten im Hinblick auf die 
Feststellung des tatsächlichen Einkommens bei Mitglie­
dern landwirtschaftlicher Produktionsgenossenschaften 
bestehen, weil die Unterhaltspflichtigen oft versuchen, 
ihre Einkünfte so gering als möglich anzugeben und sie 
bei solchem Verhalten manchmal auch durch den Buch­
halter der LPG unterstützt werden. Obwohl ein solches 
Verhalten zu mißbilligen ist. hat es keinen Sinn, ufer­
lose und zu nichts führende Untersuchungen über das 
Einkommen aus der individuellen Wirtschaft anzustel- 
len, wenn der unterhaltspflichtige Genossenschaftsbauer 
auf seinem Standpunkt, seine Einnahmen auch nicht 
annähernd beziffern zu können, beharrt. In solchen 
Fällen muß aus dem vorhandenen Viehbesatz und 
anderen beachtlichen Umständen auf das vermutliche 
Einkommen geschlossen werden. Was den Kläger be­
trifft, so ist seine Angabe über die Einkünfte aus sei­
ner individuellen Hauswirtschaft als das Minimum der 
tatsächlichen Einkünfte anzusehen, so daß ihm unter 
Anrechnung von 50 DM durchschnittlichen monatlichen 
Einkommens aus der individuellen Wirtschaft gewiß 
nicht die geringsten Schwierigkeiten bei der Unterhalts- 
zahlung für die drei ehelichen Kinder erwachsen wer­
den.
Dem Kläger verbleiben trotz Abzugs der Steuern und 
seiner Unterhaltungsleistungen an die drei minder­
jährigen Kinder von je 50 DM insgesamt noch 270 DM 
zur Befriedigung seiner eigenen Bedürfnisse.
Es ist ferner zu prüfen, ob die Jahresendabrechnung 
bei Mitgliedern landwirtschaftlicher Produktionsgenos­
senschaften für ihre Unterhaltungsverpfiichtungen die 
rechtliche und tatsächliche Bedeutung haben, kann, die 
ihr der Kläger zu geben wünscht. Der Senat hat diese 
Frage nach gründlicher Prüfung verneint.
Das Argument, Mitglieder der landwirtschaftlichen Pro­
duktionsgenossenschaften erhielten doch monatlich 
nicht.den vollen Anteil für ihre Arbeitsleistungen aus­
gezahlt und könnten demzufolge auch nur zu einem 
bestimmten Teil für Verpflichtungen in Anspruch ge­
nommen werden, erscheint zunächst und bei nur ober­
flächlicher Prüfung überzeugend. Bei der Prüfung von 
Unterhaltsverpflichtungen muß jedoch von den gesam­
ten gesellschaftichen Verhältnissen in der DDR aus­
gegangen werden, also auch von der Regelung der 
familienrechtlichen Verhältnisse, insbesondere der Ver­
pflichtung der Eltern für die Versorgung und Erziehung 
ihrer Kinder. Es zeigt sieh bei der Untersuchung der 
rechtlichen Regelung der Unterhaltszahlungen durch die 
verpflichteten Eltern, daß grundsätzlich- eine gewisse 
Vorleistungspflicht besteht. Auch der unterhaltspflich­
tige Industriearbeiter oder der Mitarbeiter eines Staats­
oder anderen gesellschaftlichen Organs hat seine Unter­
haltsverpflichtung monatlich im voraus (in der Regel 
bis zum 5. eines jeden Monats) zu erbringen, obgleich 
er seinen Lohn oder das Gehalt erst im Laufe des 
Monats erhält. Es besteht demnach für einen unter­
haltspflichtigen Genossenschaftsbauern keine Besonder­
heit, wenn auch von ihm eine Vorauserfüllung der 
Unterhaltspflicht verlangt wird.
Ein Unterschied besteht lediglich in dem bei den LPG- 
Mitgliedern bestehenden längeren Zeitraum, für den 
die Vorleistung in einem gewissen Grad zu erfolgen hat. 
Der Senat ist jedoch der Meinung, daß auch diese Tat­
sache niqht dahin gewertet werden kann, der Genossen­
schaftsbauer habe in einem bestimmten Verhältnis zum 
Zeitpunkt der Endabrechnung erst rückwirkend für das 
ganze Wirtschaftsjahr seiner noch offenen Unterhalts­
verpflichtung nachzukommen. Eine solche Schlußfolge­
rung ist einerseits deshalb nicht gerechtfertigt und nicht 
zulässig, weil es dem Unterhaltspflichtigen möglich ist, 
seine.wirtschaftlichen Angelegenheiten im Verlaufe des
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